
P . b . b . Erscheinungsort Wien, Verlagspostamt 1030 Wien

1769

BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1970 Ausgegeben am 30. November 1970 86. Stück

335. Bundesgesetz: AUA-Finanzierungsgesetz
3 3 6 . Verordnung: Scheidemünzen zu 50 Schilling „100. Geburtstag von Bundespräsident

Dr. Karl Renner"
3 3 7 . Kundmachung:Geltungsbereich des Übereinkommens über das auf die Form letztwilliger

Verfügungen anzuwendende Recht
3 3 8 . Übereinkommen zwischen dem Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich und

dem Minister für Finanzen der Sozialistischen Republik Rumänien über
die steuerliche Behandlung des grenzüberschreitenden Güterverkehrs auf
der Straße

3 3 9 . Vertrag zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland über zoll-
und paßrechtliche Fragen, die sich an der österreichisch-deutschen Grenze
bei Staustufen und Grenzbrücken ergeben samt Anlagen und Briefwechsel

3 4 0 . Notenwechsel zwischen der Republik Österreich und der Bundesrepublik Deutschland
über den Verzicht auf gewisse administrative und phytosanitäre Behinderungen
bei der Einfuhr von Pflanzen, Pflanzenteilen, Pflanzenerzeugnissen und Erde

341. Protokoll zur Abänderung des Abkommens zwischen der Republik Österreich und dem
Königreich Schweden zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem
Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen

3 3 5 . Bundesgesetz vom 30. Oktober 1970
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rungsgesetz)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
§ 1. Die Verpflichtungen aus den von der

Austrian Airlines, Österreichische Luftverkehrs-
Aktiengesellschaft, mit Haftung des Bundes im
Sinne des Bundesgesetzes vom 1. März 1967,
BGBL Nr. 82, im Ausland aufgenommenen Kre-
diten sind mit Wirkung 31. Dezember 1969 von
der Republik Österreich zu erfüllen.

§ 2. Die Republik Österreich verzichtet mit
Wirkung vom 31. Dezember 1969 auf die Aus-
übung des ihr auf Grund der Erfüllung der Ver-
pflichtungen gemäß § 1 gegenüber der Austrian
Airlines, Österreichische Luftverkehrs-Aktien-
gesellschaft, zustehenden Regreßrechtes.

§ 3. Ergibt sich durch die Maßnahmen gemäß
§§ 1 und 2 bei der Austrian Airlines, Österreichi-
sche Luftverkehrs-Aktiengesellschaft, für das Ge-
schäftsjahr 1969 ein Reingewinn, so ist dieser der
gesetzlichen Rücklage zuzuweisen.

Artikeln
§ 4. (1) Der bundesminister für Finanzen wird

ermächtigt, für die von der Austrian Airlines,
Österreichische Luftverkehrs-Aktiengesellschaft,
zur Anschaffung von neuen Mittelstreckenflug-
zeugen samt dazugehörigen Fluginstrumenten
und Ersatzteilen im In- und Ausland aufzuneh-
menden Darlehen und sonstigen Krediten namens
des Bundes die Haftung ab Bürge und Zahler
(§ 1357 des allgemeinen bürgerlichen Gesetz-
buches) zu übernehmen.

(2) Der Bundesminister für Finanzen darf von
der in Abs. 1 erteilten Ermächtigung nur dann
Gebrauch machen, wenn

a) der jeweils ausstehende Gesamtbetrag
(Gegenwert) der Haftungen 1900 Millionen
Schilling einschließlich Zinsen und Kosten
nicht übersteigt;

b) die Kreditoperation im Einzelfall den Be-
trag (Gegenwert) von 700 Millionen Schil-
ling einschließlich Zinsen und Kosten nicht
übersteigt;

c) die Laufzeit der Finanzoperation 20 Jahre
nicht übersteigt;

d) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre-
ditoperation in inländischer Währung unter
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Zugrundelegung der folgendem Formel nicht
mehr als das 2½fache des im Zeitpunkt der
Kreditaufnahme geltenden Zinsfußes für
Eskontierungen der Oesterreichischen Na-
tionalbank (§ 42 Abs. 2 des Nationalbank-
gesetzes 1955, BGBL Nr. 184, in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 276/
1969) beträgt:

e) die prozentuelle Gesamtbelastung der Kre-
ditoperation in ausländischer Währung nach
der Formel laut lit. d nicht mehr als das
2½fache des arithmetischen Mittels aus den
im Zeitpunkt der Kreditaufnahme gelten-
den offiziellen Diskontsätzen in Belgien,
der Bundesrepublik Deutschland, Frank-
reich, Großbritannien, den Niederlanden,
Schweden, der Schweiz und den USA (New
York) beträgt;

f) die Kreditoperation in Schilling, Belgischen
Franken, Deutschen Mark, Englischen Pfun-
den, Holländischen Gulden, Italienischen
Liren, Japanischen Yen, Kanadischen Dol-
lar, Schwedischen Kronen, Schweizer Fran-
ken, US-Dollar oder in Rechnungseinheiten,
die auf mehreren dieser Währungen be-
ruhen, erfolgt.

(3) Zur Feststellung des Nettoerlöses gemäß
Abs. 2 lit. d und e sind die Zuzählungsverluste
und sonstige mit der Kreditgewährung anfal-
lende Kosten vom Bruttoerlös in Abzug zu brin-
gen.

(4) Für die Beurteilung der Gesamtbelastung
bei Krediten, bei welchen die Zinssätze jeweils für
bestimmte Zeitabschnitte variabel festgesetzt wer-
den, ist für die vertragliche Laufzeit die Gesamt-
belastung nach der Formel laut lit. d und e zum
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses maßgebend.

(5) Wird die Haftung des Bundes gemäß § 4
Abs. 1 und 2 für Fremdwährungsbeträge über-
nommen, so sind diese zu den im Zeitpunkt
der Haftungsübernahme vom Bundesminister für
Finanzen jeweils festgesetzten Kassenwerten auf
die genannten Höchstbeträge anzurechnen.

(6) Der Bundesminister für Finanzen wird fer-
ner ermächtigt, die gemäß Abs. 1 bis 5 über-
nommenen Haftungen über die vertraglich ver-
einbarte Laufzeit zu erstrecken,

a) wenn eine Prolongierung der Fälligkeit der
Verpflichtungen aus Kreditoperationen ver-
traglich vorgesehen ist und vom Schuldner
in Anspruch genommen wird oder zur Ver-
meidung einer Inanspruchnahme des Bundes
aus der Haftung infolge unvorhersehbar
eingetretener wirtschaftlicher oder finanziel-
ler Schwierigkeiten des Hauptschuldners
geboten ist und der Gläubiger zustimmt,

b) jedoch nur insoweit, als durch die Prolongie-
rung die vertraglich vereinbarte Laufzeit
um nicht mehr als fünf Jahre überschritten
wird,

c) wenn die Mehrleistungen an Zinsen im Haf-
tungsrahmen für Zinsen und Kosten
Deckung finden und

d) wenn die sich jeweils ergebende Gesamtlauf-
zeit die im Abs. 2 lit. c festgesetzte Lauf-
zeit nicht übersteigt.

Artikel III

§ 5. Die durch dieses Bundesgesetz veranlaßten
Rechtsvorgänge und, die darüber zu errichtenden
Urkunden sind von der Gesellschaftssteuer und
von den Stempel- und Rechtsgebühren befreit.

§ 6. (1) Die sich aus der Übernahme der Ver-
pflichtungen gemäß § 1 ergebenden Zahlungen
sind bei einem für das Jahr 1970 neu zu er-
öffnenden finanzgesetzlichen Ansatz „1/54837 —
AUA-Schuld" zu verrechnen, wobei eine Über-
schreitung dieses Ausgabenansatzes um
22.755.000 Schilling genehmigt wird.

(2) Die Bedeckung der im Abs. 1 genehmigten.
Überschreitung ist bei folgenden Ansätzen durch
Ausgabenrückstellungen sicherzustellen:

§ 7. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Jonas
Kreisky Androsch



86. Stück — Ausgegeben am 30. November 1970 — Nr. 336 und 337 1771

336. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 16. November 1970 betref-
fend die Scheidemünzen zu 50 Schilling
„100. Geburtstag von Bundespräsident

Dr. Karl Renner"
Auf Grund des § 1 des Scheidemünzengesetzes

1963, BGBl. Nr. 178, werden die Zusammen-
setzung, die Ausmaße und die Ausstattung der
Scheidemünzen zu 50 Schilling, die anläßlich des
100. Geburtstages des verstorbenen Bundespräsi-
denten Dr. Karl Renner ab 1. Dezember 1970
ausgegeben werden, wie folgt bestimmt:

§ 1. Die Münze ist aus einer Legierung von
900 Tausendteilen Silber und 100 Tausend-
teilen Kupfer herzustellen. Ihr Durchmesser hat
34 mm, ihr Rauhgewicht 20 g, ihr Feingehalt
18 g Feinsilber zu betragen. Abweichungen dür-
fen im Feingehalt 5/1000 und im Rauhgewicht
10/1000 nicht übersteigen.

§ 2. Für die äußere Gestalt der Münze sind
die Abbildung und folgende Bestimmungen maß-
gebend:

Die eine Seite der Münze hat das Kopfbild des
verstorbenen Bundespräsidenten Dr. Karl Renner
in Seitenansicht, umgehen von der Umschrift
„1870 Dr. Karl Renner 1950" und die Jahres-
zahl „1970" zu zeigen.

Die andere Seite hat in der Mitte die Zahl
„50", darunter das Wort „Schilling", ferner in
kreisförmiger Reihung das Bundeswappen und
die Wappen der neun Bundesländer sowie die
Umschrift „Republik Österreich" zu zeigen.
Beide Seiten sind mit einer erhöhten Randleiste
zu umrahmen. Der Rand der Münze ist glatt
zu gestalten und hat die vertiefte Inschrift
„Fuenfzig Schilling" zu tragen.

Androsch

337 . Kundmachung des Bundeskanzlers vom
13. November 1970 betreffend den Geltungs-
bereich des Übereinkommens vom 5. Okto-
ber 1961 über das auf die Form letztwilliger

Verfügungen anzuwendende Recht

Von der Königlich Niederländischen Botschaft
in Wien sind folgende Mitteilungen betreffend
den Geltungsbereich des Übereinkommens über
das auf die Form letztwilliger Verfügungen an-
zuwendende Recht (BGBl. Nr. 295/1963, letzte
Kundmachung betreffend den Geltungsbereich
BGBL Nr. 402/1969) eingelangt:

Die Republik Südafrika hat am 5. Oktober
1970 ihre Beitrittsurkunde zum erwähnten
Übereinkommen mit den in den Artikeln 9, 10
und 12 vorgesehenen Vorbehalten hinterlegt.

Mauritius hat am 12. August 1970 erklärt,
sich an das genannte Übereinkommen gebunden
zu erachten, dessen Anwendung bereits vor Er-
langung der Unabhängigkeit auf das Gebiet
dieses Staates ausgedehnt worden war (siehe
BGBl. Nr. 62/1966).

Kreisky
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338.

ÜBEREINKOMMEN
zwischen dem Bundesminister für Fi-
nanzen der Republik Österreich und dem
Minister für Finanzen der Sozialistischen
Republik Rumänien über die steuerliche
Behandlung des grenzüberschreitenden

Güterverkehrs auf der Straße
Der Bundesminister für Finanzen der Re-

publik Österreich und der Minister für Finanzen
der Sozialistischen Republik Rumänien haben,
von dem Wunsche geleitet, den grenzüber-
schreitenden Güterverkehr auf der Straße zwi-
schen Österreich und Rumänien zu erleichtern,
durch ihre Bevollmächtigten folgendes verein-
bart:

Artikel 1

(1) Rumänische Unternehmen, die im grenz-
überschreitenden Verkehr auf der Straße Be-
förderungen von Gütern mit in Rumänien zum
Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeugen durch-
führen, entrichten in Österreich die Beförderungs-
steuer für jede Fahrt, deren Beförderungsstrecke
auf österreichischem Gebiet 200 km nicht über-
steigt, nach folgenden Steuersätzen:

für jeden Tonnenkilometer
vom 1. bis zum einschließlich 30. km.. 10 g,
vom 31. bis zum einschließlich 200. km. . 30 g.
(2) Als eine Fahrt im Sinne des Absatzes 1

gilt die Beförderungsstrecke von der Grenz-
übertrittstelle bis zu dem Von ihr am weitesten
entfernten Zielpunkt. Diese Bestimmung findet
auf Beförderungen bei der Rückfahrt sinngemäß
Anwendung.

(3) Der Begriff „Tonnenkilometer" bedeutet
die Beförderung von einer Tonne Rohgewicht
auf der Strecke von einem Kilometer. Bruch-
teile von Tonnen und von Kilometern sind auf
volle Tonnen und Kilometer aufzurunden.

(4) Für Strecken, welche Kraftfahrzeuge
ohne Ladung zurücklegen (Leerfahrten), wird
keine Beförderungssteuer erhoben.

(5) Für Beförderungen, deren Strecke auf
österreichischem Gebiet 200 km übersteigt, sind
die für den grenzüberschreitenden Straßengüter-
verkehr jeweils geltenden Steuersätze anzu-
wenden.

(6) Rumänischen Kraftfahrzeugen, die im grenz-
überschreitenden Güterverkehr eingesetzt sind,
wird in Österreich Befreiung von der Kraft-
fahrzeugsteuer eingeräumt, wenn der Aufent-
halt auf österreichischem Gebiet einen Monat
nach jedem Grenzübertritt nicht überschreitet.

Artikel 2

(1) Österreichische Unternehmen, die im
grenzüberschreitenden Verkehr auf der Straße
Beförderungen von Gütern mit in Österreich
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zum Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeugen durch-
fuhren, entrichten in Rumänien für jede Fahrt
von Österreich nach einem Ort in Rumänien
und von Rumänien nach einem Ort in Österreich
eine Straßengebühr (taxa pentru folosirea dru-
murilor) von 0'006 Goldfranken für jeden
Tonnenkilometer Rohgewicht der beförderten
Güter.

(2) Österreichischen Lastkraftwagen, die im
grenzüberschreitenden Güterverkehr auf der
Straße eingesetzt sind, wird in Rumänien Be-
freiung von der Transportgenehmigungsgebühr
(taxa pentru eliberarea autorizatiei de transport)
gewährt.

Artikel 3

(1) Das Übereinkommen tritt am 1. Jänner
1971 in Kraft und bleibt auf unbestimmte Zeit
wirksam.

(2) Das Übereinkommen kann von jedem
Vertragsteil jederzeit unter Einhaltung einer
dreimonatigen Kündigungsfrist gekündigt wer-
den; in diesem Fall tritt das Übereinkommen
mit dem Ablauf der Kündigungsfrist außer
Kraft,

GESCHEHEN in Bukarest, am 2. Oktober
1970, in je zweifacher Ausfertigung in deutscher
und rumänischer Sprache, wobei beide Texte
authentisch sind.

Für den Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich:

Hammerschmidt m. p.

Für den Minister für Finanzen der Sozialistischen
Republik Rumänien:

Crainiceanu m. p.

Kreisky

330.

Nachdem der am 31. Mai 1967 in Wien unterzeichnete Vertrag zwischen der Republik Österreich
und der Bundesrepublik Deutschland über zoll- und paßrechtliche Fragen, die sich an der öster-
reichisch-deutschen Grenze bei Staustufen und Grenzbrücken ergeben, dessen Artikel 1 Absätze 2
und 3, Artikel 3 Absatz 1, Artikel 13 Absätze 1 und 2, Artikel 14 und Artikel 15 Absatz 1 verfassungs-
ändernde Bestimmungen enthalten, samt Anlagen und Briefwechsel und welcher also lautet :

VERTRAG
zwischen der Republik Österreich und der
Bundesrepublik Deutschland Ober zoll- und
paßrechtliche Fragen, die sich an der öster-
reichisch-deutschen Grenze bei Staustufen

und Grenzbrücken ergeben

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und

der Präsident der Bundesrepublik Deutschland

sind übereingekommen, über zoll- und paß-
rechtliche Fragen, die sich beim Bau, bei der
Instandhaltung oder Erneuerung von Staustufen
und Grenzbrücken sowie beim Betrieb von
Staustufen an der österreichisch-deutschen Grenze
ergeben, einen Vertrag zu schließen.

Sie haben hierfür zu ihren Bevollmächtigten
ernannt:
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Der Bundespräsident der Republik Österreich:
Herrn Dr. Lujo T o n c i c ' - S o r i n j ,

Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten,

Der Präsident der Bundesrepublik Deutsch-
land:
Herrn Dr. Josef L ö n s,

Botschafter der Bundesrepublik Deutschland
in Wien,

die nach Austausch ihrer in guter und gehöriger
Form befundenen Vollmachten die nachstehen-
den Bestimmungen vereinbart haben:

Artikel 1

(1) Die Vertragsstaaten treffen zur Erleichte-
rung

a) des Baues, der Instandhaltung oder Erneue-
rung von Staustufen und Grenzbrücken,

b) des Betriebes von Staustufen
an der österreichisch-deutschen Grenze die fol-
genden Regelungen.

(2) Der Vertrag ist auf die in der Anlage I
aufgeführten Staustufen und Grenzbrücken an-
zuwenden.

(3) Die Regierungen der Vertragsstaaten
können durch Vereinbarung das Verzeichnis der
Anlage I ändern. Die Vereinbarungen werden
durch Austausch diplomatischer Noten in Kraft
gesetzt.

Artikel 2

Im Sinne dieses Vertrages bezeichnen die Be-
griffe

a) Staustufe:
das Grenzkraftwerk und die Nebenanlagen
im Sinne der für ihre Errichtung maß-
gebenden öffentlich-rechtlichen Vorschrif-
ten vom Baubeginn an;

b) Grenzkraftwerk:
die Kraftwerks- und Schiffahrtsanlagen;
bestehend aus Wehranlage, Krafthaus mit
Anbauten und Montagehof, Schalthaus,
Freiluftschaltanlage, Schleusenanlage mit
Vorhäfen, Schleusenmeisterei und alle
sonstigen unmittelbar hinzugehörigen Ein-
richtungen;

c) Nebenanlagen:
die zum Bau, zum Betrieb, zur Instand-
haltung oder Erneuerung einer Staustufe
neben dem Grenzkraftwerk dienenden
Grundstücke, Bauten und Einrichtungen
einschließlich der Schiffahrtsanlagen sowie
der Anlagen des Rückstau- und des Unter-
stromgebietes; hierzu gehören zum Beispiel
Damm- und Brückenbauten, Spundwände,
Uferschutzbauten, Be- und Entwässerungs-

anlagen, Wasserversorgungsanlagen, Pump-
werke, Pegelanlagen, Beleuchtungs- und
Signalanlagen, Werkstraßen, Hafen- und
Dockanlagen mit den dazugehörigen Ufer-
bauten für werkseigene schwimmende Ge-
räte und Fahrzeuge, Anschlußgeleise, Zu-
fahrtsstraßen, soweit der Unternehmer der
Staustufe Baulastträger ist, dem Betrieb der
Staustufe dienende und im örtlichen Zu-
sammenhang damit stehende Betriebs- und
Verwaltungsgebäude sowie für Betriebs-
angehörige und das Schleusenpersonal be-
stimmte und im örtlichen Zusammenhang
mit dem Grenzkraftwerk stehende Wohn-
gebäude und Werksiedlungen;

d) Bauzone:
das Gelände beiderseits der Staatsgrenze,
das für den Bau eines Grenzkraftwerkes
oder für den Bau, die Instandhaltung oder
Erneuerung einer Grenzbrücke benötigt
wird;

e) Werkzone:
das Gelände beiderseits der Staatsgrenze,
das für den Betrieb, die Instandhaltung
oder Erneuerung eines Grenzkraftwerkes
benötigt wird;

f) Wasserfahrzeuge:
die auf dem Grenzfluß und einmündenden
Nebenflüssen im Gebiet der Staustufe zu
ihrem Bau, ihrem Betrieb, ihrer Instand-
haltung oder Erneuerung eingesetzten
Schiffe und schwimmenden Arbeitsgeräte,
zum Beispiel Schwimmbagger, Motor-
schlepper, Schuten, Bereisungsboote, Eis-
brecher, Schwimmkräne sowie sonstige
Spezialschule;

g) Grenzbrücke:
ein Bauwerk beiderseits der Staatsgrenze
zum Überführen von öffentlichen Ver-
kehrswegen über Flüsse, Täler oder andere
Hindernisse;

h) Ein- und Ausgangsabgaben:
die Ein- und Ausfuhrzölle sowie alle ande-
ren anläßlich der Ein- oder Ausfuhr von
Waren zu erhebenden Abgaben und Ge-
bühren mit Ausnahme der Gebühren bei
besonderer Inanspruchnahme der Zollver-
waltung.

Artikel 3

(1) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten stellen nach gegenseitiger Fühlungnahme
und Anhörung des Unternehmens die örtliche
Begrenzung der Staustufen sowie der Bau- und
Werkzonen fest.

(2) Das Unternehmen hat Bau- und Werk-
zone, soweit die zuständigen Behörden der Ver-
tragsstaaten nicht Ausnahmen zulassen, zoll-
sicher zu umfrieden.
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Artikel 4

(1) Waren (zum Beispiel Baustoffe, Betriebs-
stoffe, Maschinen, Geräte, Werkzeuge, Land-
und Wasserfahrzeuge, Baggergut), die aus dem
freien Verkehr eines der Vertragsstaaten stam-
men, sind frei von Ein- und Ausgangsabgaben,
wenn sie

a) unter zollamtlicher Überwachung zum
Bau, zur Instandhaltung oder Erneuerung
von Staustufen und Grenzbrücken sowie
zum Betrieb von Staustufen verwendet
werden oder

b) nach ihrer Ausfuhr zu unter Buchstabe a
genannten Zwecken wieder in den Ver-
tragsstaat zurückgelangen, aus dessen freiem
Verkehr sie stammen.

Sicherheit wird für solche Waren nicht verlangt.
Die Abgabenfreiheit kann nur von Unter-
nehmen im Sinne von Artikel 13 Absatz 1 bean-
sprucht werden.

(2) Die Abgabenfreiheit nach Absatz 1 be-
schränkt sich für Werksiedlungen, Wohngebäude
und Wohnungen in Betriebs- und Verwaltungs-
gebäuden auf die zum Bau benötigten Waren.

(3) Die Abgabenbefreiung für Kraftfahrzeuge
nach Absatz 1 ist davon abhängig, daß die Fahr-
zeuge von Personen gelenkt werden, die im Be-
sitze eines Grenzübertrittsausweises im Sinne des
Artikel 8 Absatz 1 sind.

(4) Werden Waren der im Absatz 1 genannten
Art in den Vertragsstaat, aus dem sie ausgeführt
worden sind, wieder eingeführt, so bleiben sie
nur frei von Eingangsabgaben, soweit die ent-
sprechenden Abgaben bei der Ausfuhr nicht er-
lassen, erstattet oder vergütet worden sind.

(5) Waren der im Absatz 1 genannten Art
dürfen innerhalb der Bau- oder Werkzone in
beiden Richtungen ohne zollamtliche Behand-
lung über die Zollgrenze verbracht werden.

Artikel 5

(1) Frei von Ein- und Ausgangsabgaben sind
Lebensmittel einschließlich Getränke, die von
den in Staustufen oder Bauzonen beschäftigten
Personen als persönliche Verpflegung zum Ver-
brauch in diesen Gebieten mitgeführt oder ihnen
zu diesem Zweck nachgebracht werden, soweit
die Mengen den Tagesbedarf nicht übersteigen.

(2) Die Abgabenbefreiung nach Absatz 1 gilt
nicht für alkoholische Getränke mit Ausnahme
von Bier. Sie gilt bei Kaffee und Tee nur für
fertige Getränke.

(3) Für die Ein- und Ausfuhr von Tabakwaren
gelten die jeweiligen Bestimmungen der Ver-
tragsstaaten über den kleinen Grenzverkehr.

(4) Frei von Ein- und Ausgangsabgaben sind
Lebensmittel einschließlich Getränke aus dem
freien Verkehr eines der Vertragsstaaten, die

Werkskantinen in Bauzonen während der Bau-
zeit in diese Zonen einführen und unter zollamt-
licher Überwachung an Personen verkaufen, die
in der Bauzone beschäftigt sind und diese Waren
auch dort verbrauchen.

Artikel 6

Waren, die nach diesem Vertrag abgabenfrei
bleiben, sind von wirtschaftlichen Ein- und Aus-
fuhrverboten und -beschränkungen befreit.

Artikel 7

Für Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhän-
ger, die in einem der Vertragsstaaten zugelassen
und beim Bau, bei der Instandhaltung oder Er-
neuerung von Staustufen und Grenzbrücken
sowie beim Betrieb von Staustufen eingesetzt
sind, wird in dem anderen Vertragsstaat Kraft-
fahrzeugsteuer nicht erhoben. Die Beförderung
von Personen, Gepäck und Gütern mit diesen
Kraftfahrzeugen und Kraftfahrzeuganhängern in
die Staustufen und die Bauzonen sowie innerhalb
dieser Gebiete unterliegt nur der Beförderungs-
steuer des Heimatstaates.

Artikel 8
(1) Die Bau- oder Werkzone darf nur betreten,

wer einen gültigen Grenzübertrittsausweis nach
dem Muster der Anlage II beziehungsweise III be-
sitzt. Der von dem einen Vertragsstaat ausge-
stellte Grenzübertrittsausweis berechtigt auch
zum Verlassen der Bau- oder Werkzone auf dem
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates, doch
dürfen hierbei der Bereich der Staustufe und die
zum Erreichen ihrer einzelnen Teile notwendigen
Verbindungswege auf dem Hoheitsgebiet des an-
deren Vertragsstaates nicht verlassen werden.

(2) Für den Aufenthalt im Bereich der Stau-
stufe und Bauzone auf dem Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates ist keine Aufenthaltser-
laubnis erforderlich.

(3) Der Grenzübertrittsausweis ist auf Verlan-
gen den zuständigen Organen beider Vertrags-
staaten vorzuweisen.

Artikel 9
(1) Der Grenzübertrittsausweis wird auf An-

trag von den zuständigen Behörden der Ver-
tragsstaaten den beim Bau, bei der Instandhal-
tung oder Erneuerung der Staustufen oder
Grenzbrücken oder beim Betrieb von Staustufen
beschäftigten Personen mit einer Gültigkeits-
dauer bis zu drei Jahren ausgestellt. Die Gültig-
keitsdauer kann bis zu drei. Jahren verlängert
werden. Wird die Beschäftigung vor Ablauf der
eingetragenen Gültigkeitsdauer beendet, so wird
der Grenzübertrittsausweis ungültig.

(2) Für Personen, die nicht Angehörige eines
der Vertragsstaaten sind, dürfen Grenzübertritts-
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ausweise nur dann ausgestellt werden, wenn sie
im Besitze eines gültigen Reisepasses oder Paß-
ersatzes sind. Solche Grenzübertrittsausweise und
die Verlängerung ihrer Gültigkeitsdauer bedürfen
der Gegenzeichnung durch die Ausstellungs-
behörde des anderen Vertragsstaates. Grenzüber-
trittsausweise für Angehörige der Vertragsstaaten
bedürfen keiner Gegenzeichnung.

(3) Ist eine Gegenzeichnung erforderlich, so hat
die Ausstellungsbehörde den Grenzübertrittsaus-
weis vor dessen Aushändigung der zuständigen
Behörde des anderen Vertragsstaates zu übersen-
den. Die Gegenzeichnung erfolgt gebührenfrei.

Artikel 10

(1) Die Ausstellung eines Grenzübertrittsaus-
weises ist zu versagen, wenn

a) der Antragsteller den Nachweis über seine
Beschäftigung bei einer Staustufe oder
einer Grenzbrücke nicht zu erbringen ver-
mag,

b) der Antragsteller sich über seine Person
nicht genügend ausweisen kann,

c) Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß
der Antragsteller den Grenzübertrittsaus-
weis mißbräuchlich benutzen will, oder

d) die öffentliche Sicherheit es erfordert.

(2) Der Grenzübertrittsausweis ist von der
Ausstellungsbehörde zu entziehen, wenn nach-
träglich Tatsachen bekannt werden oder ein-
treten, die eine Versagung der Ausstellung ge-
rechtfertigt hätten.

(3) Die Gegenzeichnung eines Grenzübertritts-
ausweises kann ohne Angabe von Gründen ver-
weigert oder jederzeit widerrufen werden.

Artikel 11
Bei Mißbrauch können die Grenzaufsichts-

organe einen Grenzübertrittsausweis vorläufig
einbehalten, doch ist er unter Mitteilung des Ein-
behaltungsgrundes von der Behörde, deren Or-
gan den Grenzübertrittsausweis eingezogen hat,
unverzüglich der Ausstellungsbehörde zu über-
mitteln. Diese hat zu prüfen, ob die Voraus-
setzungen für die Entziehung des Grenzüber-
trittsausweises vorliegen.

Artikel 12

(1) Zur Durchführung unaufschiebbarer Arbei-
ten kann von den Grenzaufsichtsorganen in Ein-
zelfällen das Betreten der Bau- oder Werkzone
auch ohne Grenzübertrittsausweis vorübergehend
gestattet werden, doch ist hiervon unverzüglich
den Grenzaufsichtsorganen des anderen Vertrags-
staates Mitteilung zu machen.

(2) Bei Unglücksfällen oder Notständen, wie
Feuersbrünsten und Naturkatastrophen, ist Sani-

tätspersonen, Feuerwehrleuten und Rettungs-
mannschaften das Betreten der Bau- oder Werk-
zone und der Staustufe im Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates für die Dauer der Hilfe-
leistung ohne Grenzübertrittsausweis gestattet.

Artikel 13

(1) Unternehmen, die Staustufen oder Grenz-
brücken bauen, instandhalten oder erneuern oder
Staustufen betreiben, unterliegen für den Voll-
zug dieses Vertrages innerhalb der Staustufen
und der Bauzonen der abgabenbehördlichen Auf-
sicht jedes der beiden Vertragsstaaten nach dessen
abgabenrechtlichen Vorschriften. Zu diesem
Zweck haben die Unternehmen die erforderlichen
Unterlagen beizubringen.

(2) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten treffen nach gegenseitiger Fühlungnahme
die erforderlichen Maßnahmen zur Überwachung

a) des Personen- und Warenverkehrs in die
und aus der Bau- oder Werkzone,

b) des Verbrauchs und der Verwendung der
Waren, für die Abgabenfreiheit nach Arti-
kel 4 und 5 dieses Vertrages gewährt wird.

(3) Die zuständigen Behörden der Vertrags-
staaten werden sich bei der Durchführung der
Aufsicht und der Überwachung die erforderliche
Hilfe leisten.

Artikel 14

Auf die Grenzabfertigung innerhalb der Bau-
und Werkzone findet das Abkommen zwischen
der Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland vom 14. September 1955 über Er-
leichterungen der Grenzabfertigung im Eisen-
bahn-, Straßen- und Schiffsverkehr in der jeweils
gültigen Fassung sinngemäß Anwendung, soweit
durch die Bestimmungen dieses Vertrages keine
abweichende Regelung getroffen wird.

Artikel 15

(1) Die Grenzabfertigungs- und Grenzauf-
sichtsorgane sowie die Organe der abgabenbehörd-
lichen Aufsicht der Vertragsstaaten sind berech-
tigt, im Dienst den im Hoheitsgebiet des anderen
Vertragsstaates liegenden Teil einer Bau- oder
Werkzone zu betreten. Darüber hinaus dürfen
die Organe der abgabenbehördlichen Aufsicht,
soweit es ihr Dienst erfordert, sich auch im
übrigen Teil der Staustufe im Hoheitsgebiet des
anderen Vertragsstaates bewegen.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 dürfen die dort
genannten Organe ihre Dienstkleidung tragen
und ihre Dienstausrüstung (insbesondere Dienst-
waffen, Munition, Dienstfahrzeuge, Nachrichten-
geräte, Diensthunde) mit sich fuhren und müssen
einen mit Lichtbild versehenen Dienstausweis bei
sich haben. Soweit nichts anderes vereinbart ist,
dürfen sie auf dem Hoheitsgebiet des anderen
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Vertragsstaates keine Amtshandlungen vorneh-
men. Waffengebrauch ist auf dem Hoheitsgebiet
des anderen Vertragsstaates nur in Fällen der
Notwehr nach dem Recht dieses Staates zulässig.

Artikel 16

(1) Die zuständigen Behörden im Sinne des
Artikels 3 sind

auf österreichischer Seite:
das Bundesministerium für Finanzen und
das Bundesministerium für Inneres sowie

a) wenn es sich Um ein Grenzkraftwerk
handelt:
das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft und
das Bundesministerium für Verkehr und
verstaatlichte Unternehmungen;

b) wenn es sich um eine Grenzbrücke han-
delt:
das Bundesministerium für Bauten und
Technik;

auf deutscher Seite:
die Oberfinanzdirektion München und
das Präsidium der Bayerischen Grenzpolizei.
(2) In den übrigen Fällen Werden die Regie-

rungen der Vertragsstaaten einander mitteilen,
welche Stellen als zuständige Behörden im Sinne
dieses Vertrages zu betrachten sind.

Artikel 17

Die Vertragsstaaten werden Personen, die auf
Grund der Erleichterungen dieses Vertrages in
das Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates
gelangt sind, jederzeit ohne Rücksicht auf die
Staatsangehörigkeit formlos zurücknehmen.

Artikel 18
(1) Die Organe und Dienststellen der Vertrags-

staaten unterstützen einander soweit wie möglich
zur Verhütung und Ermittlung von Zuwider-
handlungen gegen die Rechtsvorschriften, die
sich auf den Grenzübertritt von Personen oder
die Ein-, Aus- und Durchfuhr von Waren bezie-
hen. Sie geben einander hierzu die erforderlichen
Auskünfte und gewähren einander Schutz.

(2) Von strafbaren Handlungen, die von den
in Artikel 15 genannten Organen des einen Ver-
tragsstaates im Hoheitsgebiet des anderen Ver-
tragsstaates begangen werden, ist die vorgesetzte
Dienststelle dieses Organs durch die entspre-
chende Dienststelle des zuletzt genannten Ver-
tragsstaates zu benachrichtigen.

Artikel 19

Werden gegenüber den in Artikel 15 genann-
ten Organen des einen Vertragsstaates im
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaates bei
Ausübung ihres Dienstes oder in Beziehung auf
diesen Dienst strafbare Handlungen begangen, so

gelten für die Verfolgung und Ahndung in dem
zuletzt genannten Vertragsstaat dessen straf-
rechtliche Vorschriften zum Schutz von öffent-
lichen Bediensteten.

Artikel 20
Für die Amtshaftung sind die Bestimmungen

des Abkommens zwischen der Republik Oster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland vom
14. September 1955 zur Regelung der Amts-
haftung aus Handlungen von Organen des einen
in grenznahen Gebieten des anderen Staates ent-
sprechend anzuwenden.

Artikel 21
Soweit durch die Bestimmungen dieses Vertra-

ges keine abweichende Regelung getroffen wird,
bleibt der Vertrag zwischen der Republik Oster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland vom
6. September 1962 über Zollerleichterungen im
kleinen Grenzverkehr und im Durchgangsver-
kehr unberührt.

Artikel 22
(1) Meinungsverschiedenheiten über die Aus-

legung oder Anwendung dieses Vertrages sollen
durch die zuständigen obersten Verwaltungsbe-
hörden der Vertragsstaaten beigelegt werden.

(2) Kann eine Meinungsverschiedenheit auf
diese Weise nicht beigelegt werden, so ist sie auf
Verlangen eines der Vertragsstaaten einem
Schiedsgericht zu unterbreiten.

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall
gebildet, indem jeder Vertragsstaat ein Mitglied
bestellt und beide Mitglieder sich auf den Ange-
hörigen eines dritten Staates als Obmann einigen,
der von den Regierungen der Vertragsstaaten zu
bestellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb von
zwei Monaten, der Obmann innerhalb von drei
Monaten zu bestellen, nachdem der eine Vertrags-
staat dem anderen mitgeteilt hat, daß er die Mei-
nungsverschiedenheit einem Schiedsgericht unter-
breiten will.

(4) Werden die im Absatz 3 genannten Fristen
nicht eingehalten, so kann in Ermangelung einer
anderen Vereinbarung jeder Vertragsstaat den
Präsidenten des Europäischen Gerichtshofes für
Menschenrechte bitten, die erforderlichen Er-
nennungen vorzunehmen. Besitzt der Präsident
die Staatsangehörigkeit eines der Vertragsstaaten
oder ist er aus einem anderen Grund verhindert,
so soll der Vizepräsident die Ernennungen vor-
nehmen. Besitzt auch der Vizepräsident die
Staatsangehörigkeit eines der Vertragsstaaten
oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang
nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofes, das
nicht die Staatsangehörigkeit eines der Vertrags-
staaten besitzt, die Ernennungen vornehmen.
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(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stim-
menmehrheit. Seine Entscheidungen sind bin-
dend. Jeder Vertragsstaat trägt die Kosten des
von ihm bestellten Schiedsrichters sowie seiner
Vertretung in dem Verfahren vor dem Schieds-
gericht; die Kosten des Obmannes sowie die son-
stigen Kosten werden von den Vertragsstaaten
zu gleichen Teilen getragen. Im übrigen regelt
das Schiedsgericht sein Verfahren selbst.

(6) Die Gerichte der beiden Vertragsstaaten
werden dem Schiedsgericht auf sein Ersuchen
Rechtshilfe hinsichtlich der Ladung und Verneh-
mung von Zeugen und Sachverständigen in ent-
sprechender Anwendung der zwischen den beiden
Vertragsstaaten jeweils geltenden Vereinbarungen
über die Rechtshilfe in Zivil- und Handelssachen
leisten.

Artikel 23

Dieser Vertrag gilt auch für das Land Berlin,
sofern nicht die Regierung der Bundesrepublik
Deutschland gegenüber der Bundesregierung der
Republik Österreich innerhalb von drei Monaten
nach Inkrafttreten des Vertrages eine gegenteilige
Erklärung abgibt.

Artikel 24
(1) Der Vertrag wird auf unbestimmte Zeit

geschlossen. Er ist für die Dauer von zehn Jahren
nach seinem Inkrafttreten unkündbar, danach
mit einer Frist von zwei Jahren kündbar.

(2) Im Falle der Kündigung werden die Ver-
tragsstaaten in Verhandlungen über die Möglich-
keit einer anderweitigen befriedigenden Rege-
lung der im Zusammenhang mit dem Bau, der
Instandhaltung und der Erneuerung von Stau-
stufen und Grenzbrücken sowie mit dem Betrieb
von Staustufen entstehenden zoll- und paßrecht-
lichen Fragen eintreten.

Artikel 25

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation. Die
Ratifikationsurkunden sollen so bald wie möglich
in Bonn ausgetauscht werden.

(2) Dieser Vertrag tritt am ersten Tag des
zweiten Monats nach Austausch der Ratifikations-
urkunden in Kraft.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten diesen Vertrag unterzeichnet und mit
Siegern versehen.

GESCHEHEN zu Wien, am 31. Mai 1967 in
zwei Urschriften.

Für die Republik Österreich:

Dr. Lujo Toncic

Für die Bundesrepublik Deutschland:

Dr. Löns

Anlage 1

VERZEICHNIS
der Staustufen und Grenzbrücken
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DER VORSITZENDE DER
DEUTSCHEN DELEGATION

Passau, den 12. April 1965

Herr Vorsitzender,

Ich habe die Ehre, Ihnen mitzuteilen, daß bei
den Verhandlungen über den Abschluß des Ver-
trages zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik Österreich über zoll- und paß-
rechtliche Fragen, die sich an der deutsch-öster-
reichischen Grenze bei Staustufen und Grenz-
brücken ergeben, Einvernehmen über folgende
Punkte bestand:

1. Zu Artikel 1 Absatz 1:

Soweit in anderen deutsch-österreichischen Ver-
trägen oder Vereinbarungen zoll- und paß-
rechtliche Befreiungen oder Erleichterungen
für den Bau und die Instandhaltung von in
der Anlage I aufgeführten Grenzbrücken vor-
gesehen sind, gehen ihnen die Bestimmungen
dieses Vertrages vor.

2. Zu Artikel 2 Buchstabe c:
Der Begriff „im örtlichen Zusammenhang" in
Artikel 2 Buchstabe c ist nicht eng auszulegen.
Den Erfordernissen des Unternehmens ist in
vertretbarer Weise Rechnung zu tragen. Für
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ver-
trages bereits bestehenden Werksiedlungen
(zum Beispiel die Werksiedlung der Donau-
kraftwerk Jochenstein AG in Engelhartszell)
gilt der örtliche Zusammenhang ab gewahrt.

3. Zu Artikel 2 Buchstabe d und e:
Bei der Auslegung der Begriffe Bauzone und
Werkzone sind nicht nur die betriebstechni-
schen, sondern auch die zollrechtlichen und
grenzpolizeilichen Belange zu berücksichtigen.

4. Zu Artikel 13:
Zu den Organen der abgabenbehördlichen
Aufsicht gehören auch die Organe der Buch-
und Betriebsprüfung der beiderseitigen Ab-
gabenverwaltungen.

Ich wäre Ihnen, Herr Vorsitzender, für die
Bestätigung Ihres Einverständnisses zu Vor-
stehendem dankbar.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Bail e. h.

An den
Vorsitzenden der Österreichischen Delegation
Herrn a. o. Gesandten und bev. Minister
Dr. Edmund Josef Krahl
Passau

DER VORSITZENDE DER
ÖSTERREICHISCHEN DELEGATION

Passau, den 12. April 1965

Herr Vorsitzender,
Ich habe die Ehre, den Empfang Ihres Briefes

vom heutigen Tage zu bestätigen, welcher folgen-
dermaßen lautet:

„Ich habe die Ehre, Ihnen mitzuteilen, daß bei
den Verhandlungen über den Abschluß des Ver-
trages zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik Österreich über zoll- und paß-
rechtliche Fragen, die sich an der deutsch-öster-
reichischen Grenze bei Staustufen und Grenz-
brücken ergeben, Einvernehmen über folgende
Punkte bestand:

1. Zu Artikel 1 Absatz 1:
Soweit in anderen deutsch-österreichischen Ver-
trägen oder Vereinbarungen zoll- und paß-
rechtliche Befreiungen oder Erleichterungen
für den Bau und die Instandhaltung von in
der Anlage I aufgeführten Grenzbrücken vor-
gesehen sind, gehen ihnen die Bestimmungen
dieses Vertrages vor.

2. Zu Artikel 2 Buchstabe c:
Der Begriff „im örtlichen Zusammenhang" in
Artikel 2 Buchstabe c ist nicht eng auszulegen.
Den Erfordernissen des Unternehmens ist in
vertretbarer Weise Rechnung zu tragen. Für
die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ver-
trages bereits bestehenden Werksiedlungen
(zum Beispiel die Werksiedlung der Donau-
kraftwerk Jochenstein AG in Engelhartszell)
gilt der örtliche Zusammenhang als gewahrt.

3. Zu Artikel 2 Buchstabe d und e:
Bei der Auslegung der Begriffe Bauzone und
Werkzone sind nicht nur die betriebstechni-
schen, sondern auch die zollrechtlichen und
grenzpolizeilichen Belange zu berücksichtigen.

4. Zu Artikel 13
Zu den Organen der abgabenbehördlichen
Aufsicht gehören auch die Organe der Buch-
und Betriebsprüfung der beiderseitigen Ab-
gabenverwaltungen.
Ich wäre Ihnen, Herr Vorsitzender, für die

Bestätigung Ihres Einverständnisses zu Vor-
stehendem dankbar."

Ich habe die Ehre, Ihnen mein Einverständnis
hierzu mitzuteilen.

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den Aus-
druck meiner ausgezeichneten Hochachtung.

Dr. Krahl e. h.

An den
Vorsitzenden der Deutschen Delegation
Herrn Ministerialdirigenten
Dr. Theodor Bai l
Passau
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Vertragswerk für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissen-
hafte Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unterzeich-
net, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Inneres, vom Bundesminister für Justiz, vom
Bundesminister für Finanzen, vom Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft, vom Bundes-
minister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen, vom Bundesminister für Bauten und
Technik und vom Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem
Staatssiegel der Republik Österreich versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 17. April 1968

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:

i. V. Withalm

Der Bundesminister für Inneres:

Soronics

Der Bundesminister für Justiz:
Klecatsky

Der Bundesminister für Finanzen:
Koren

Der Bundesminister für Land- und Forstwirtschaft:

Schleinzer

Der Bundesminister für Verkehr und verstaatlichte Unternehmungen:

Weiß

Der Bundesminister für Bauten und Technik:

Kotzina

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:
Waldheim

Die Ratifikationsurkunden zu dem vorliegenden Vertrag sind am 14. Oktober 1970 ausgetauscht
worden; der Vertrag tritt somit gemäß seinem Artikel 25 Absatz 2 am 1. Dezember 1970 in Kraft.

Kreisky

340.
Notenwechsel zwischen der Republik Öster-
reich und der Bundesrepublik Deutschland
über den Verzicht auf gewisse administrative
und phytosanitäre Behinderungen bei der
Einfuhr von Pflanzen, Pflanzenteilen, Pflan-

zenerzeugnissen und Erde

DER BOTSCHAFTER
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND

Wien, den 31. März 1969

Herr Bundesminister!

Ich habe die Ehre, Ihnen im Namen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und

unter Bezugnahme auf den am 31. Mai 1967
in Wien unterzeichneten Vertrag zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich über zoll- und paßrechtliche Fragen,
die sich an der deutsch-österreichischen Grenze
bei Staustufen und Grenzbrücken ergeben, fol-
gende Vereinbarung vorzuschlagen:

Für Pflanzen, Pflanzenteile, Pflanzenerzeug-
nisse und Erde, die nach Artikel 4 Abs. 1 und
Artikel 5 Abs. 1 des Vertrages frei von Eingangs-
abgaben sind, wird auf die Beschränkung der
Einfuhr über bestimmte Einlaßstellen, die Bei-
bringung von Pflanzengesundheitszeugnissen so-
wie auf die Durchführung von Untersuchungen
und Entseuchungen verzichtet.
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Jeder der beiden Vertragsstaaten kann aus
phytosanitären Gründen die Anwendung dieser
Vereinbarung vorübergehend aussetzen. Ein-
führung und Aufhebung dieser Maßnahme sind
dem anderen Vertragsstaat unverzüglich auf
diplomatischem Weg mitzuteilen. Jeder der bei-
den Vertragsstaaten kann diese Vereinbarung
jederzeit schriftlich kündigen; die Kündigung
wird drei Monate nach Eingang ihrer Notifika-
tion beim anderen Vertragspartner wirksam.

Falls sich die österreichische Bundesregierung mit
diesem Vorschlag einverstanden erklärt, schlage
ich vor, daß diese Note und die entsprechende
Antwortnote Eurer Exzellenz eine Vereinbarung
zwischen unseren beiden Regierungen bilden
sollen, die gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des
Vertrages vom 31. Mai 1967 zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik
Österreich über zoll- und paßrechtliche Fragen,
die sich an der deutsch-österreichischen Grenze
bei den Staustufen und Grenzbrücken ergeben *),
in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Herr Bundesminister, die
Versicherung meiner ausgezeichneten Hoch-
achtung.

Löns m.p.

Seiner Exzellenz
dem Bundesminister
für Auswärtige Angelegenheiten
der Republik Österreich
Herrn Dr. Kurt W a l d h e i m

DER BUNDESMINISTER
FOR

AUSWÄRTIGE ANGELEGENHEITEN

Wien, am 31. März 1969

Herr Botschafter!
Ich beehre mich, den Empfang der Note Eurer

Exzellenz vom 31. März 1969 zu bestätigen, die
folgenden Wortlaut hat:

„Ich halbe die Ehre, Ihnen im Namen der
Regierung der Bundesrepublik Deutschland und
unter Bezugnahme auf den am 31. Mai 1967 in
Wien unterzeichneten Vertrag zwischen der Bun-
desrepublik Deutschland und der Republik
Österreich über zoll- und paßrechtliche Fragen,

*) Siehe BGBl. Nr. 339/1970

die sich an der deutsch-österreichischen Grenze
bei Staustufen und Grenzbrücken ergeben, fol-
gende Vereinbarung vorzuschlagen:

Für Pflanzen, Pflanzenteile, Pflanzenerzeug-
nisse und Erde, die nach Artikel 4 Abs. 1 und
Artikel 5 Abs. 1 des Vertrages frei von Eingangs-
abgaben sind, wird auf die Beschränkung der
Einfuhr über bestimmte Einlaßstellen, die Bei-
bringung von Pflanzengesundheitszeugnissen so-
wie auf die Durchführung von Untersuchungen
und Entseuchungen verzichtet.

Jeder der beiden Vertragsstaaten kann aus
phytosanitären Gründen die Anwendung dieser
Vereinbarung vorübergehend aussetzen. Ein-
führung und Aufhebung dieser Maßnahme sind
dem anderen Vertragsstaat unverzüglich auf
diplomatischem Weg mitzuteilen. Jeder der bei-
den Vertragsstaaten kann diese Vereinbarung
jederzeit schriftlich kündigen; die Kündigung
wird drei Monate nach Eingang ihrer Notifika-
tion beim anderen Vertragspartner wirksam.

Falls sich die österreichisch« Bundesregierung
mit diesem Vorschlag einverstanden erklärt,
schlage ich vor, daß diese Note und die ent-
sprechende Antwortnote Eurer Exzellenz eine
Vereinbarung zwischen unseren beiden Regierun-
gen bilden sollen, die gleichzeitig mit dem In-
krafttreten des Vertrages vom 31. Mai 1967 zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Österreich über zoll- und paßrechtliche
Fragen, die sich an der deutsch-österreichischen
Grenze be iden Staustufen und Grenzbrücken
ergeben, in Kraft tritt."

Ich beehre mich, Eurer Exzellenz mitzuteilen,
daß die Bundesregierung der Republik Österreich
diesem Vorschlag zustimmt und somit die Note
Eurer Exzellenz und diese Antwortnote eine
Vereinbarung zwischen unseren Regierungen
bilden, welche gleichzeitig mit dem Inkrafttreten
des Vertrages vom 31. Mai 1967 zwischen der
Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland über zoll- und paßrechtliche Fragen,
die sich an der österreichisch-deutschen Grenze
bei den Staustufen und Grenzbrücken ergeben *),
in Kraft tritt.

Mit dem Ausdruck meiner vorzüglichen Hoch-
achtung verbleibe ich

Waldheim m. p.

Seiner Exzellenz
dem Botschafter der
Bundesrepublik Deutschland
Herrn Dr. Josef Löns
Wien

*) Siehe BGBl. Nr. 339/1970

Kreisky
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341.

Nachdem das am 6. April 1970 in Stockholm unterzeichnete Protokoll zur Abänderung des
Abkommens zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Schweden zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen, welches
also lautet:

Protokoll zur Abänderung des Abkommens
zwischen der Republik Österreich und dem
Königreich Schweden zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der
Steuern vom Einkommen und vom Ver-

mögen*)

Der Bundespräsident der Republik Österreich
und Seine Majestät, der König von Schweden,
von dem Wunsche geleitet, ein Protokoll zur Ab-
änderung des am 14. Mai 1959 in Stockhohn
unterzeichneten Abkommens zwischen den ver-
tragschließenden Parteien zur Vermeidung der
Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern
vom Einkommen und vom Vermögen (im fol-
genden als „Abkommen" bezeichnet) abzuschlie-
ßen, haben zu diesem Zweck zu ihren Bevoll-
mächtigten ernannt:

Der Bundespräsident der Republik Österreich:

Herrn Dr. Karl Herbert Schober, Seinen außer-
ordentlichen und bevollmächtigten Botschafter.

Seine Majestät der König von Schweden:

Herrn Torsten Nilsson, Minister für Aus-
wärtige Angelegenheiten.

Die Bevollmächtigten haben nach Austausch
ihrer in guter und gehöriger Form befundenen
Vollmachten folgendes vereinbart:

Artikel I
Änderung des Abkommens

1. Artikel 2 Absatz 1 des Abkommens erhält
folgende neue Fassung:

„(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in
einem der beiden Staaten Einkünfte, für die in
diesem Abkommen keine Regelung getroffen ist,
so hat nur dieser Staat das Besteuerungsrecht
für diese Einkünfte."

2. Artikel 8 des Abkommens erhält folgende
neue Fassung:

*) Siehe BGBl. Nr. 39/1960
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„Artikel 8

Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten Einkünfte aus der Veräuße-
rung einer Beteiligung an einer Kapitalgesell-
schaft, die ihren Wohnsitz in dem anderen Staat
hat, so hat nur der erstgenannte Staat das Be-
steuerungsrecht für diese Einkünfte. Werden diese
Einkünfte durch eine in dem anderen Staat ge-
legene Betriebsstätte erzielt, so steht das Be-
steuerungsrecht auch diesem anderen Staat zu."

3. Artikel 9 Absätze 1 und 2 des Abkommens
erhalten folgende neue Fassung:

„(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in
einem der beiden Staaten aus dem anderen
Staat Einkünfte aus Lizenzgebühren oder anderen
Vergütungen für die Benützung oder das Recht
auf Benützung von Urheberrechten, Patenten,
Gebrauchsmustern, Herstellungsverfahren,
Warenzeichen oder ähnlichen Rechten (außer
Rechten, die die Ausbeutung von Grund und
Boden betreffen), so hat nur der Wohnsitzstaat
das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. Sind
jedoch derartige Vergütungen unverhältnismäßig
hoch, so gilt der erste Satz lediglich für den Teil
der Vergütungen, der einer angemessenen Gegen-
leistung entspricht. In diesem Fall kann der
übersteigende Betrag nach dem Recht jedes
Staates und unter Berücksichtigung der anderen
Bestimmungen dieses Abkommens besteuert wer-
den.

(2) Lizenzgebühren im Sinne des Absatzes 1,
die von einer Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz
in einem der beiden Staaten an eine Person mit
Wohnsitz im anderen Staat bezahlt werden, die
zu mehr als 50 vom Hundert am Grund- oder
Stammkapital der auszahlenden Kapitalgesell-
schaft beteiligt ist, können abweichend von den
Bestimmungen des Absatzes 1 in dem erstgenann-
ten Staat besteuert werden; die Steuer darf jedoch
10 vom Hundert des Rohbetrages der Lizenzge-
bühren nicht übersteigen."

4. Artikel 10 des Abkommens erhält folgende
neue Fassung:

„Artikel 10

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten Dividenden, die von einer
Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz in dem anderen
Staat gezahlt werden, so hat vorbehaltlich des
Absatzes 2 nur der Wohnsitzstaat des Dividen-
denempfängers das Besteuerungsrecht für diese
Einkünfte.

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem
Staat, in dem die die Dividenden zahlende Ka-
pitalgesellschaft ihren Wohnsitz hat, nach dem
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Recht dieses Staates besteuert werden; die Steuer
darf aber 10 vom Hundert des Bruttobetrages
der Dividenden nicht übersteigen.

(3) Soweit in einem der beiden Staaten die
Steuer von inländischen Dividenden im Abzugs-
weg an der Quelle erhoben wird, wird das
Recht dieses Staates, den Steuerabzug in voller
Höhe vorzunehmen, durch die Absätze 1 und 2
nicht berührt. Wenn die Steuer im Abzugsweg
erhoben wird, ist sie auf Antrag des Dividenden-
empfängers mit Wohnsitz in dem anderen Staat
rückzuerstatten, soweit sie 10 vom Hundert des
Bruttobetrages der Dividenden übersteigt. Der
Antrag auf Rückerstattung muß innerhalb von
zwei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in
dem die der Steuer unterliegende Leistung fällig
geworden ist, bei der zuständigen Behörde des
Staates eingebracht werden, in dem der Dividen-
denempfänger seinen Wohnsitz hat.

(4) Die obersten Finanzbehörden der beiden
Staaten regeln in gegenseitigem Einvernehmen,
wie die Bestimmungen der Absätze 2 und 3
durchzuführen sind. Hierbei soll keiner der
beiden Staaten verpflichtet werden, Maßnahmen
zu treffen, die seiner Gesetzgebung nicht ent-
sprechen.

(5) Bezüglich der Ansprüche, die nach Absatz 3
den Angehörigen diplomatischer oder konsu-
larischer Vertretungen sowie den internationalen
Organisationen, ihren Organen und Beamten zu-
stehen, sind die folgenden Regeln anzuwenden:

a) Bei Angehörigen einer diplomatischen oder
konsularischen Vertretung des einen Staates, die
im anderen Staat oder in einem dritten Staat
residieren und die Staatsangehörigkeit des Ent-
sendestaates besitzen, gilt der Wohnsitz als in
diesem letzteren Staat gelegen, sofern sie dort
zur Entrichtung direkter Steuern von Dividenden
verpflichtet sind;

b) internationale Organisationen und ihre Or-
gane sowie die Beamten solcher Organisationen
und das Personal diplomatischer oder konsu-
larischer Vertretungen eines dritten Staates, die
sich in einem der beiden Staaten aufhalten oder
dort residieren und in diesem Staat von der
Entrichtung direkter Steuern von Dividenden
befreit sind, haben keinen Anspruch auf Ent-
lastung von den im anderen Staat erhobenen
Steuern.

(6) Dividenden, die von einer Kapitalgesell-
schaft mit Wohnsitz in einem der beiden Staaten
an eine Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz in dem
anderen Staat ausgeschüttet werden, sollen in
diesem anderen Staat steuerbefreit sein, aber nur
insofern die Dividenden gemäß den Gesetzen
dieses Staates von der Besteuerung ausgenommen
wären, wenn die beiden Gesellschaften ihren
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Wohnsitz in diesem Staat gehabt hätten. Bei der
Anwendung dieser Vorschrift wird in Schweden
eine österreichische Gesellschaft mit beschränkter
Haftung wie eine Aktiengesellschaft behandelt.

(7) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwen-
den, wenn der Empfänger der Dividenden mit
Wohnsitz in einem der beiden Staaten in dem
anderen Staat, in dem die die Dividenden zah-
lende Gesellschaft ihren Wohnsitz hat, eine Be-
triebstätte hat und die Beteiligung, für die die
Dividenden gezahlt werden, tatsächlich zu dieser
Betriebstätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 4
anzuwenden.

(8) Der in diesem Artikel verwendete Begriff
„Dividenden" bedeutet Einkünfte aus Aktien,
Genußaktien oder Genußscheinen, Kuxen, Grün-
deranteilen oder anderen Rechten — ausgenom-
men Forderungen — mit Gewinnbeteiligung
sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stam-
mende Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des
Staates, in dem die ausschüttende Kapitalgesell-
schaft ihren Wohnsitz hat, den Einkünften aus
Aktien gleichgestellt sind.

Der in diesem Artikel verwendete Begriff
„Kapitalgesellschaft", bedeutet juristische Per-
sonen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung
wie juristische Personen behandelt werden.

(9) Bezieht eine Kapitalgesellschaft mit Wohn-
sitz in einem der beiden Staaten Gewinne oder
Einkünfte aus dem anderen Staat, so darf dieser
andere Staat weder die Dividenden besteuern,
die die Kapitalgesellschaft an Personen zahlt, die
nicht in diesem anderen Staat ihren Wohnsitz
haben, noch Gewinne der Kapitalgesellschaft einer
Steuer für nichtausgeschüttete Gewinne unter-
werfen, selbst wenn die gezahlten Dividenden
oder die nicht ausgeschütteten Gewinne ganz
oder teilweise aus in diesem anderen Staat er-
zielten Gewinnen oder Einkünften bestehen."

5. Nach Artikel 10 wird folgender neuer Ar-
tikel eingefügt:

„Artikel 10 A

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten Zinsen aus dem anderen
Staat, so hat vorbehaltlich des Absatzes 2 nur
der Wohnsitzstaat das Besteuerungsrecht für diese
Einkünfte. Werden diese Einkünfte durch eine
im anderen Staat gelegene Betriebstätte erzielt,
so steht das Besteuerungsrecht diesem anderen
Staat zu.

(2) Die Bestimmungen des Artikels 10 Ab-
sätze 3 bis 5 sind sinngemäß anzuwenden. Der
Anspruch auf Rückerstattung bezieht sich jedoch
auf den Gesamtbetrag der von Zinsen im Ab-
zugsweg an der Quelle erhobenen Steuer.
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(3) Der in diesem Artikel verwendete Begriff
„Zinsen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen An-
leihen, aus Obligationen, auch wenn sie durch
Pfandrechte an Grundstücken gesichert oder mit
einer Gewinnbeteiligung ausgestattet sind, und
aus Forderungen jeder Art, sowie alle anderen
Einkünfte, die nach dem Steuerrecht des Staates,
aus dem sie stammen, den Einkünften aus Dar-
lehen gleichgestellt sind.

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger
oder zwischen jedem von ihnen und einem Drit-
ten besondere Beziehungen und übersteigen des-
halb die gezahlten Zinsen, gemessen an der zu-
grunde liegenden Forderung, den Betrag, den
Schuldner und Gläubiger ohne diese Beziehungen
vereinbart hätten, so wird dieser Artikel nur
auf diesen letzten Betrag angewendet. In diesem
Fall kann der übersteigende Betrag nach dem
innerstaatlichen Recht der beiden Staaten und
unter Berücksichtigung der anderen Bestimmun-
gen dieses Abkommens besteuert werden."

6. Artikel 12 des Abkommens erhält folgende
neue Fassung:

„Artikel 12

Bezieht eine natürliche Person mit Wohnsitz
in einem der beiden Staaten in ihrer Eigenschaft
als Mitglied des Aufslichts- oder Verwaltungsrates
einer Kapitalgesellschaft mit Wohnsitz in dem
anderen Staat Aufsichtsrats- oder Verwaltungs-
ratsvergütungen und ähnliche Zahlungen, so
steht das Besteuerungsrecht für diese Einkünfte
diesem anderen Staat zu."

7. Artikel 14 des Abkommens erhalt folgende
neue Fassung:

„Artikel 14

Bezieht eine natürliche Person mit Wohnsitz
in einem der beiden Staaten Einkünfte aus frei-
beruflicher oder nichtselbständiger Arbeit für
Tätigkeiten, die in dem anderen Staat für Unter-
haltungsdarbietungen ausgeübt werden, wie zum
Beispiel als Bühnen-, Radio-, Fernseh-, Film-
künstler und Schauspieler, Musiker, Artist und
Berufssportler, so steht das Besteuerungsrecht für
diese Einkünfte abweichend von den Bestimmun-
gen des Artikels 11 und des Artikels 13 Absatz 2
diesem anderen: Staat zu. Die Bestimmungen des
Artikels 9 Absatz 1 bleiben unberührt."

8. Artikel 15 des Abkommens erhält folgende
neue Fassung:

„Artikel 15

Bezieht eine natürliche Person mit Wohnsitz
in einem der beiden Staaten aus dem anderen
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Staat Ruhegehälter, Witwen- oder Waisenpen-
sionen sowie andere Bezüge oder geldwerte Vor-
teile für frühere Dienstleistungen, so hat nur
der Wohnsitzstaat das Besteuerungsrecht für
diese Einkünfte."

9. Artikel 16 Absatz 1 des Abkommens erhält
folgende neue Fassung:

„(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in
einem der beiden Staaten Einkünfte aus Gehäl-
tern, Löhnen und ähnlichen Vergütungen oder
aus Ruhegehältern, Witwen- und Waisenpensio-
nen, die der andere Staat oder die Länder, Ge-
meinden oder Gemeindeverbände oder andere
juristische Personen des öffentlichen Rechtes jenes
anderen Staates für gegenwärtige oder frühere
Dienst- oder Arbeitsleistungen gewähren, so hat
abweichend von den Bestimmungen der Arti-
kel 13 und 15 nur dieser andere Staat das
Besteuerungsrecht für diese Einkünfte. Das gleiche
gilt auch für Bezüge aus der gesetzlichen Sozial-
versicherung dieses anderen Staates."

10. Artikel 18 Absatz 2 des Abkommens er-
hält folgende neue Fassung:

„(2) Das Besteuerungsrecht für anderes Ver-
mögen einer Person hat nur der Staat, in dem
diese Person ihren Wohnsitz hat."

11. Artikel 20 des Abkommens erhält folgende
neue Fassung:

„Artikel 20

(1) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten Einkünfte oder hat sie Ver-
mögen, so können diese Einkünfte oder dieses
Vermögen — auch wenn das Besteuerungsrecht
nach den vorstehenden Artikeln dieses Abkom-
mens dem anderen Staat zusteht — vorbehaltlich
des Absatzes 2 im erstgenannten Staat besteuert
werden. Der Staat, in dem die Person ihren
Wohnsitz hat, rechnet jedoch

a) auf die vom Einkommen dieser Person zu
erhebende Steuer den Betrag an, der der im
anderen Staat gezahlten Steuer vom Einkom-
men entspricht;

b) auf die vom Vermögen dieser Person zu
erhebende Steuer den Betrag an, der der im
anderen Staat gezahlten Steuer vom Vermögen
entspricht.

Der anzurechnende Betrag darf jedoch den
Teil der vor der Anrechnung ermittelten Steuer
nicht übersteigen, der auf Einkünfte oder Ver-
mögen entfällt, die der Besteuerung im anderen
Staat unterliegen.

(2) Bezieht eine Person mit Wohnsitz in einem
der beiden Staaten Einkünfte, die nach Artikel 7
oder nach Artikel 16 Absatz 1 nur im anderen
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Staat besteuert werden können, oder ha* sie Ver-
mögen, das nach Artikel 18 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Artikel 7 der Besteuerung nur im
anderen Staat unterliegt, so nimmt der erst-
genannte Staat diese Einkünfte oder dieses Ver-
mögen von seiner Besteuerung aus; der erst-
genannte Staat kann alber bei der Festsetzung der
Steuer für das übrige Einkommen oder Vermö-
gen dieser Person den Steuersatz anwenden, der
anzuwenden wäre, wenn die betreffenden Ein-
künfte oder das betreffende Vermögen nicht von
der Besteuerung ausgenommen wären. Das gleiche
gut für Einkünfte im Sinne des Artikels 10 Ab-
satz 6 und für Vermögen im Sinne des Arti-
kels 18 Absatz 3."

Artikel II

Inkrafttreten

(1) Dieses Protokoll soll ratifiziert werden,
und zwar für die Republik Österreich, durch den
Bundespräsidenten der Republik Österreich, für
das Königreich Schweden durch Seine Majestät
den König von Schweden mit Zustimmung des
Riksdags. Die Ratifikationsurkunden sollen so
bald wie möglich in Wien ausgetauscht werden.

(2) Dieses Protokoll tritt mit dem Austausch
der Ratifikationsurkunden in Kraft und seine
Bestimmungen finden erstmals Anwendung:

a) in Österreich:
auf die Steuern, die für die Zeit nach dem

31. Dezember 1969 erhoben werden;

b) in Schweden:
hinsichtlich der Steuern vom Einkommen auf

Einkünfte, die am oder nach dem 1. Jänner 1970
erzielt werden und hinsichtlich der staatlichen
Vermögensteuer auf die Steuer, die Gegenstand
der Veranlagung des Jahres 1971 oder eines
späteren Jahres bildet.

ZU URKUND DESSEN haben die Bevoll-
mächtigten der beiden Staaten dieses Abkommen
unterzeichnet und mit ihren Siegeln versehen.

GESCHEHEN zu Stockholm, am 6. April 1970
in zweifacher Ausfertigung, in deutscher und
schwedischer Sprache, wobei beide Texte gleicher-
weise authentisch sind.

Für die Republik Österreich:

Dr. Karl Herbert Schober

Für das Königreich Schweden:

Torsten Nilsson
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die verfassungsmäßige Genehmigung des Nationalrates erhalten hat, erklärt der Bundespräsident
dieses Protokoll für ratifiziert und verspricht im Namen der Republik Österreich die gewissenhafte
Erfüllung der darin enthaltenen Bestimmungen.

Zu Urkund dessen ist die vorliegende Ratifikationsurkunde vom Bundespräsidenten unter-
zeichnet, vom Bundeskanzler, vom Bundesminister für Finanzen und vom Bundesminister für
Auswärtige Angelegenheiten gegengezeichnet und mit dem Staatssiegel der Republik Österreich
versehen worden.

Geschehen zu Wien, am 8. September 1970

Der Bundespräsident:

Jonas

Der Bundeskanzler:

Kreisky

D e r Bundesminister für Finanzen:

Androsch

Der Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten:

Kirchschläger

Die Ratifikationsurkunden zum vorliegenden Protokoll wurden am 5. November 1970 in Wien
ausgetauscht; das Protokoll ist somit gemäß seinem Artikel II Absatz 2 am selben Tag in Kraft
getreten.

Kreisky
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